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40 Jahre „Neue Justiz

Die ersten Jahre
WOLFGANG WEISS, Berlin

Es war im Herbst 1946, als eines Tages Karl Polak — damals 
tätig in der Abteilung Justiz des Zentralkomitees der SED — 
zu mir, dem „Vortragenden Rat“ in der Deutschen Justiz­
verwaltung für die sowjetische Besatzungszone (DJV), ins 
Zimmer kam und mir den Beschluß der Partei mitteilte, daß 
die DJV eine juristische Zeitschrift herausgeben und ich der 
Chefredakteur werden solle. Ich hatte zwar noch nie etwas 
mit Redaktionsarbeit zu tun gehabt, aber das war in jenen 
Jahren ebensowenig ein Grund, den Auftrag der Partei — 
durch den ich mich ja auch geehrt fühlte — abzulehnen, wie 
der Umstand, daß ich durch meine recht umfangreiche Tä­
tigkeit in der Gesetzgebungsabteilung der DJV schon stark 
beansprucht war.

Also begann ich mit den Vorbereitungsarbeiten, die dring­
lich waren, weil die neue Zeitschrift schon im Januar 1947 
erscheinen sollte.

Der Name für die Zeitschrift — „Neue Justiz“ — war 
schnell gefunden. Und auch sein Sinn: „Der Name dieser 
Zeitschrift bekundet, was sie will und bezweckt “, so lautete 
der erste Satz des ersten Beitrags im ersten Heft, dessen 
Autor der erste Chef der Deutschen Justizverwaltung, Reichs­
minister a. D. Dr. Eugen Schiffer, war. Die „Neue Justiz“ sollte 
dazu beitragen, „einen neuen, und zwar einen demokrati­
schen Rechtsstaat zu schaffen“. Es ging darum, so schrieb er, 
die „Volksfremdheit des Rechts“, die „Rechtsfremdheit des 
Volkes“ und die „Weltfremdheit der Richter“ zu überwin­
den (NJ 1947 S. 1). Und wenn der Vizepräsident der DJV, 
Dr. Emst Melsheimer, im Leitartikel des zweiten Heftes un­
ter der Überschrift „Zu einer neuen Justiz“ mit aller Ein­
deutigkeit und Konsequenz aussprach, daß „ein Richter, der 
nicht in tiefster Seele Demokrat ist, ... dessen innere Hal­
tung nicht die Gewähr dafür bietet, daß er die im Namen des 
Volkes auszuübende Macht nicht mißbraucht, ... unfähig zu 
diesem höchsten Amt (ist), das ein Staatswesen zu vergeben 
hat“ (NJ 1947 S. 26), so war das eine Weiterführung der Ge­
danken Eugen Schiffers.

Ich habe Dr. Schiffer, von dem es im Artikel zu seinem 
90. Geburtstag hieß, daß er „aus den Erfahrungen eines Ju­
ristenberufes von fast 70 Jahren die Notwendigkeit erkannte, 
nach dem Zusammenbruch des Nazismus völlig neue Wege 
mitzugehen“,, und daß er „auf vielen Gebieten zum Mitge­
stalter der neuen, demokratischen Justiz geworden ist“ (NJ 
1950 S. 33), wenig mehr als zwei Jahre als Chef der DJV 
erlebt. Doch ist er mir in starker Erinnerung geblieben. Nicht 
zuletzt sicher deshalb, weil ich ihn in den Monaten Juli und 
August 1948 auf den Juristenkonferenzen der fünf Länder 
der damaligen sowjetischen Besatzungszone erlebt habe, auf 
denen vorgetragen und diskutiert wurde, was zuvor am 11. 
und 12. Juni 1948 Gegenstand einer zentralen Juristenkon­
ferenz bei der DJV gewesen war. Alle diese Konferenzen 
hatte Dr. Schiffer geleitet — was bedeutet, daß er, damals 
88 Jahre alt, auch die Reisen quer durch die ganze sowje­
tische Besatzungszone mitmachte —, ohne seine geistige 
Spannkraft zu verlieren, auch nicht an den Abenden nach 
den Konferenzen. Und auf den Landeskonferenzen gab es 
einige alles andere als einfache Auseinandersetzungen über 
die weitere Demokratisierung der Justiz.

Es waren die inhaltsreichsten und produktivsten Juri­
stenkonferenzen, die es bis dahin gegeben hatte. Max Fech- 
ner, Mitglied des Zentralvorstandes der SED und bald dar­
auf Dr. Schiffers Nachfolger als Chef der DJV (vgl. NJ 1948 
S. 141 und 201), sprach zu dem Grundsatzthema „Aufgaben 
der weiteren Demokratisierurig der Justiz“, und Ernst Mels­
heimer referierte über den „Kampf der deutschen Justiz 
gegen die Naziverbrecher“. Ich behandelte „Die Aufgaben der 
Justiz bei der strafrechtlichen Bekämpfung von Angriffen ge­
gen das Volkseigentum“, das es damals erst seit wenigen Mo­
naten gab, das aber bei uns die ökonomische Grundlage der 
gesamten weiteren Entwicklung werden mußte. Und Her­
mann Hirschfeld sprach über die „Aufgaben der Justiz bei 
landwirtschaftlicher Pflichtablieferung“, die seinerzeit von 
entscheidender Bedeutung für die Gewährleistung der Ernäh­
rung der Bevölkerung war.

Die Themen zeigen, wo die Schwerpunkte für die neue, 
die antifaschistisch-demokratische Justiz und damit für die 
lagen, die für sie und in ihr tätig waren. Um den unerbitt­
lichen Kampf gegen alles Faschistische ging es, vor allem 
also darum, die Nazi- und Kriegsverbrecher zur Verantwor­
tung zu ziehen. Daneben aber auch darum, die Bedeutung 
des Volkseigentums bewußt zu machen und es — und mit 
ihm die neu sich entwickelnde Wirtschaft — vor Angriffen 
aller Art zu schützen.

Darin, dies bewußt zu machen, sah die „Neue Justiz“ 
eine ihrer Hauptaufgaben und gab deshalb im August 1948 ein 
Sonderheft über diese Juristenkonferenzen heraus, auf de­
nen, wie es in dem Vorspruch heißt, nicht „tiefsinnige theo­
retische Erörterungen über rein juristische Problerhe“ im 
Vordergrund der Referate und Diskussionen standen, son­
dern auf der einen Seite Fragen „grundsätzlich politischer 
Natur“, und zwar „insoweit, als herausgearbeitet wurde, 
von welchen Grundlagen aus die Justiz ... an die Bewälti­
gung ihrer Aufgabe herangehen muß“, und auf der anderen 
Seite Fragen „praktischer Natur insoweit, als versucht wurde, 
aus der Verbindung der Erkenntnis dieser Grundlagen mit 
den rechtlichen und tatsächlichen Gegebenheiten Richtlinien, 
Hinweise für die praktische Arbeit zu geben“ (NJ 1948 S. 121).

Hier ist ausgesprochen, worum es gehen mußte — auch 
und gerade für die „Neue Justiz“: praxisbezogene und der 
Praxis helfende Theorie auf der einen Seite; aus solch einer 
Theorie lernende und sie verarbeitende Praxis auf der an­
deren Seite. Beides zu vermitteln war Hauptanliegen der 
Zeitschrift.

Was die Theorie betraf, mußte sich die Redaktion zu­
nächst an bürgerliche Rechtswissenschaftler wenden, die 
nicht dem Hitlerfaschismus nachgelaufen waren oder ihn 
gar propagiert hatten. Solche Wissenschaftler gab es, und 
sie waren zur Mitarbeit bereit.

Schon im ersten Heft erschien ein Artikel des Staats- und 
Verwaltungsrechtlers Hans Peters zum „Gesetzgebungsrecht 
der Länder und Provinzen“, der mit dem Satz beginnt: 
„Zwölf Jahre nationalsozialistischer Gewaltherrschaft haben 
bei Behörden und Bürgern die Auffassung von der Notwen­
digkeit und sittlichen Grundlage von Recht und Gerechtig­
keit schwer erschüttert“ (NJ 1947 S. 2). Und neben diesem 
Rückblick auf das, was war, stand in dem Artikel des Straf­
rechtlers Richard Lange, überschrieben „Zu neuen Ufern im 
Strafrecht“, der nach vorn weisende Satz: „Um zu neuen 
Ufern zu gelangen, genügt es nicht, den Schutthaufen des 
Rechtszerfalls wegzuräumen. Wir müssen das Strafrecht neu 
begründen.“ (NJ 1947 S. 8). Philosophisch tiefer schürfend 
war dann schon der in Heft 2 erschienene Artikel des ange­
sehenen Rechtshistorikers Heinrich Mitteis zum Thema 
„Rechtsgeschichte und Gegenwart“, der mit dem Satz be­
ginnt: „Die Zeit, die wir durchleben, zwingt zur Neubewer­
tung unseres gesamten geistigen Besitzes“ (NJ 1947 S. 27).

Gewiß, das sind keine marxistischen Gedanken zu den 
Grundfragen des Rechts. Aber diejenigen, die diese Sätze 
schrieben, waren eine Zeitlang unsere Verbündeten im Kampf 
um die Schaffung einer antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung und gingen ein Stück des Weges mit uns.

Den ersten Ansatz zu einer weiterführenden Argumen­
tation brachte der Artikel von Alfons Steiniger „Die Stel­
lung der Justiz in den Verfassungen der großen Demokra­
tien“ (NJ 1947 S. 49 ff.). Er ist zwar noch mehr beschreibend 
als theoretisch wirklich klärend. Und doch: Für nicht wenige 
Leser, in deren Köpfen noch — wenn auch unbewußt oder 
verdrängt — das spukte, was seit dem Bestehen der Sowjet­
union mit den verschiedensten Mitteln, in der Nazizeit aber 
mit systematischer Hetze über diesen Staat neuer Art ver­
breitet worden war, wird dieser Aufsatz Steinigers Anlaß 
zumindest zum Nachdenken darüber gewesen sein, daß zu 
den „großen Demokratien“ neben England, den USA und 
Frankreich auch die Sowjetunion mit ihrer völlig neuen Art 
der Demokratie gezählt wurde.

Im Märzheft 1947 erschien die erste Publikation, die 
zeigte, welchen Weg die Rechtswissenschaft neuer Art gehen 
muß. Karl Polak war es, der in seinem Artikel „Wesen


